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Pressegespräch
von 

Gabriela Moser
Verkehrssprecherin der Grünen
Christiane Brunner
Umweltsprecherin der Grünen

Nebenbahnsterben – nächste Runde: 
Im Burgenland. Mit Millionen-Skandal!
  Eisenstadt, 12.5.2011
NÖ 2010 noch lang nicht verdaut – Nebenbahnsterben soll weitergehen 
Noch sind die Folgen der famosen Nebenbahn-„Lösung“ in Niederösterreich von Anfang 2010 nicht verdaut, schon droht die nächste Runde beim ÖBB-Rückzug aus der Fläche. 
Warum sehen die Grünen in der Fortsetzung der in NÖ auf die Spitze getriebenen Bahn-Zusperr-Politik im Burgenland eine im wahrsten Sinn des Wortes „gefährliche“ Drohung?
· In NÖ wurden 28 ÖBB-Bahnstrecken vom Land übernommen, davon 10 unter Betrieb. 
· Auf 27 davon wurde der Regel-Betrieb eingestellt. 

· In Nebenabsprachen wurden auch Einstellungen bei verbleibenden ÖBB-Strecken fixiert. 

· Jeder 30. Personenzug fährt nicht mehr, 660.000 Zugkilometer wurden 2010 im Konsens von Land, ÖBB und BMVIT gestrichen. 

· Die als bessere Nachfolgelösung beworbenen Busverkehre bringen großteils Verschlechterungen und sind nur im Einzelfall erfolgreich.

· Auf einzelnen Schienenstrecken wurde statt des fahrplanmäßigen Regelbetriebs ein rechtlich fragwürdiger Sonder-Betrieb mit reduzierten Sicherheitsstandards aufgenommen – nur fährt nun die ÖBB als Subauftragnehmer des Landes, ein Betrieb mit einer zusätzlichen Regie-Ebene kann unterm Strich aber eben nur mit Sparen auf Kosten der Sicherheit günstiger sein als wenn gleich die ÖBB weiterfahren. 
· Die Verfahren, um zu diesem „Super“-Ergebnis zu kommen, waren zudem laut Experten sittenwidrig, gesetzwidrig, gleichheitswidrig und EU-widrig und sind nach wie vor Gegenstand rechtlicher Auseinandersetzungen. 
Wo man in diesem für die SteuerzahlerInnen wie die Fahrgäste bedenklichen Chaos wie BM Doris Bures einen „Erfolg für alle Beteiligten“ erkennen kann, wird immer unerklärlicher. 

Burgenland nächster Kandidat – Personenverkehr Oberwart-Friedberg am Ende
Die Lehre aus dem Beispiel Niederösterreich ist klar: Anders als in NÖ von allen politisch Beteiligten behauptet („Wir übernehmen doch nicht um zuzusperren“ u.dgl.) ist eine so vollzogene „Verländerung“ der Regionalbahnen unterm Strich ein Freibrief zum Zusperren. Dort wo ausnahmsweise doch weitergefahren wird, erfolgt dies rechtlich wie faktisch „auf die billige Tour“ – also in einer Weise, die ein Angriff auf die Sicherheitsstandards für Personal, Fahrgäste, Güterkunden und – Stichwort Eisenbahnkreuzungen – andere Verkehrsteilnehmer ist. Das ist der falsche Weg.
Daher läuten aus Sicht der Grünen die Alarmglocken immer lauter. Nicht nur im Fall der angelaufenen SP-VP-Bund-Land-Verhandlungen betreffend Regionalbahnen Oberösterreich, sondern auch im Fall der Zusperr-Pläne im Burgenland, die nun Gestalt annehmen.
Nachdem eine Zeitlang eine Burgenländische Landesbahn-Lösung für einige in Frage stehende Strecken wie Pinkatal- und Seewinkelbahn kolportiert wurde, ist nun die Katze aus dem Sack: 
Die ÖBB wollen mit 1.8.2011 den Personenverkehr auf dem noch unter Fahrplan stehenden Abschnitt der Pinkatalbahn zwischen Oberwart und Friedberg einstellen. 
Das Muster ist bekannt: 
· Jahrelange und in jedem Wahlkampf wiederholte Versprechungen, die Fahrzeiten in die Pendlerzentren massiv zu verkürzen und damit und mit mehr Direktzügen die Konkurrenzfähigkeit zur Straße herzustellen, wurden nie realisiert, stattdessen wurden den PendlerInnen vielfach sogar neue Umsteigzwänge (Wr. Neustadt) zugemutet. 
· Dann wird auf die geringe Inanspruchnahme dieses schlechten Angebots hingewiesen und unter Hinweis auf fehlende Kostendeckung dessen Einstellung betrieben. 
· Die politisch heiße Kartoffel der Verantwortung versucht man im Ringelspiel weiterzureichen – die ÖBB reden sich auf betriebswirtschaftliche Zwänge aus, das Land auf die ÖBB, die ein Finanzierungsproblem hätten, das man nicht auffangen könne ...

Bei Straßen ist „fehlende Kostendeckung“, vor allem in der hier diskutierten Größenordnung von wenigen hunderttausend Euro im Jahr, merkwürdigerweise nie ein Argument. 
Im Gegenteil: Das Burgenland ist seit Jahren zu Vorfinanzierungen für hochrangige Straßenprojekte des Bundes bereit und leistet sich Landesstraßenbudgets in vielfacher Höhe dessen, was für die Weiterführung der Züge Oberwart-Friedberg(-Wien) erforderlich wäre. 
Oberwart-Friedberg – wie soll es laut Land und Bund weitergehen

Als „Ersatz“ für die Züge kündigt das Land nun in der üblichen burgenländischen SPÖ-Tradition, lieber großen privaten Busbetreibern ihr Geschäft zu sichern als den ÖBB, zusätzliche Buskurse an. Auch aus Niederösterreich ist aber bekannt, dass bei der Einstellung von Regionalstrecken massive Fahrgastverluste erfolgen: Statt auf den Bus wird vielfach gleich aufs Auto umgestiegen, umsomehr wenn parallel laufend massive Verbesserungen für StraßenbenutzerInnen wie zusätzliche Autobahnspuren und Ausbauten im Landesstraßennetz geboten werden. Die ÖBB selbst rechnen intern bei Streckeneinstellungen mit im Schnitt 30 bis 40% Fahrgastverlust. Das heißt, für gleich viele oder gar mehr Fahrgäste muss man viel mehr Busse auf die Reise schicken – ob diese Rechnung für die Öffentliche Hand und damit für die SteuerzahlerInnen wirklich aufgeht?
Gegen die Schließung spricht auch sonst vieles:

· In Zeiten steigender Spritpreise, zunehmend überlasteter Straßen, der vor allem durch Zielverfehlung im Sektor Verkehr verursachten massiven Überschreitung der österreichischen CO2-Emissionsgrenzen samt drohenden Strafzahlungen ist eine Verlagerung von Pendlerverkehr auf die Straße mehrfach kontraproduktiv. Wie mehr Fossilsprit fressender Straßenverkehr mit dem vom burgenländischen Umweltminister Berlakovich ebenso wie vom Land so wortreich betonten Ziel der (burgenländische) „Energieautarkie" zusammenpassen soll, ist schleierhaft. Dieses Ziel würde energieeffiziente, flächendeckende, sichere längerfristig für alle leistbare Lösungen im Mobilitätsbereich erfordern, keinen Rückzug aus dem in allen Punkten sehr vorteilhaften Schienenverkehr. 

· Durch die Einstellung des Personenverkehrs auf der Strecke Oberwart-Friedberg wären zahlreiche PendlerInnen - vor allem junge Menschen - gezwungen, entweder in die Ballungszentren abzuwandern oder auf weniger ökologische, weniger sichere und fahrzeitmäßig weniger verlässliche Mobilitätsformen (PKW oder Bus) umzusteigen. 

· Letztlich würde bei Einstellung des Personenverkehrs der Erhalt der Bahn-Infrastruktur noch unwirtschaftlicher werden, damit wird auch der Güterverkehr rasch unter Druck kommen. Dies wäre ein großes Problem für die wirtschaftliche Attraktivität aller Orte an der Strecke – in einer Region, die durch Wirtschaftsstruktur und Lage ohnedies nicht zu den bevorzugten im Burgenland und in Österreich insgesamt zählt. In die Modernisierung der Schiene wird im Burgenland aber ausschließlich im Nordburgenland investiert. Damit wird die Benachteiligung des Landes-Südens von der regierenden Landes- und Bundespolitik, also von SPÖ und ÖVP, weiter vertieft und zementiert, allen Sonntagsreden zum Trotz.
Die Grünen unterstützen deshalb die von regionalen Engagierten initiierte Petition zur Erhaltung der Bahn und haben diese auch im Parlament eingebracht, das sich mit der Zukunft der Bahn ebenso befassen muss wie mit dem Skandal, der hier vor sich hin schwelt.

Skandal: Millionen Steuergeld teils gesetzwidrig in Strecke Oberwart-Großpetersdorf und SRB geflossen –nach Einstellung von Oberwart-Friedberg endgültig versenkt?!
Die geplante Einstellung des ÖBB-Personenverkehrs Oberwart-Friedberg mit 1.8.2011, die absehbar auch den Güterverkehr und damit die Existenz der Strecke unter Druck bringen wird, ist nicht nur eine verkehrs- und umweltpolitische Fehlleistung, sondern darüber hinaus auch der Schlusspunkt eines veritablen rechtlichen und finanziellen Skandals, in den neben dem Land in federführender Rolle über das BMVIT der Bund verwickelt ist:
Seit den späten Neunzigerjahren ist vom Wiederaufbau bzw Neubau der anschließenden Bahnstrecke Oberwart-Großpetersdorf-Richtung Staatsgrenze und Szombathely die Rede. Auf der nach der Unterbrechung durch den Eisernen Vorhang verbliebenen und nach der Einstellung 1989 von einem lokalen Busunternehmen als „Südburgenländische Regionalbahn“/SRB übernommenen Strecke Oberwart-Rechnitz fand nach dem Ende des Personenverkehrs 1982/84 lange nur ein bescheidener Güterverkehr im Anschlussbahn-Stil statt sowie Personen-Vergnügungsverkehr („Märchenbahn“) nach dem für Ringelspiele und dergleichen gedachten Veranstaltungsgesetz des Landes. 

Trotz fehlender rechtlicher Voraussetzungen (Konzession etc) dafür konnte dieses Unternehmen seit 1999 Privatbahn-Investitionsförderungen des Bundes (zuständig: BMVIT) und des Landes in Millionenhöhe und daneben auch öffentliche Mittel für „gemeinwirtschaftliche Leistungen“ (zuständig: dieselbe Stelle im BMVIT) lukrieren. Beim Einsatz dieser teilweise gesetzwidrig zugesprochenen Gelder sind laut Rechnungshof bis zu 1,24 Mio Euro ohne Gegenleistung verschollen, ohne im BMVIT übertriebene Kontroll- und Nachschau-Aktivitäten auszulösen.
Diese Missstände haben die Grünen seit 2005 bereits wiederholt im Parlament in Anfragen (sh Beilagen) und auch öffentlich thematisiert. 
Auch der Bundes-Rechnungshof hat in zwei vernichtenden Prüfberichten über das Privatbahnförderwesen des Bundes zunächst bereits 2006 zahlreiche Missstände bis hin zu offenen Gesetzwidrigkeiten bei der Privatbahnförderung durch das BMVIT festgestellt und 2010 in einer Follow-up-Überprüfung dokumentiert, dass sich im wesentlichen nichts geändert hatte, die Verantwortlichen an hoher BMVIT-Stelle also weiter an der Grenze des rechtlich Zulässigen und Zumutbaren agierten ohne dass politisch eingegriffen worden wäre. 
Der Rechnungshof ging in diesen Berichten in leicht anonymisierter Form auch im Detail auf den Fall „Südburgenländische Regionalbahn“ ein und stellte unter anderem fest:

· Dass das BMVIT Richtung SRB bereits im Jahr 2000 damals 10 Mio Schilling an Förderung gewährt hatte, deren widmungsgemäße Verwendung nur etwa zur Hälfte durch Belege nachgewiesen wurde; eine ernsthafte Nachprüfung oder gar Mittelrückforderung durch das BMVIT fand dennoch bis 2005/06 nicht statt.

· Dass das BMVIT für 2001-2005 ohne förmliches Ansuchen (!) mit dem Land gemeinsam 7,27 Mio. Euro an Förderungen zusprach, wobei die erste Rate im Jänner 2002 und damit ein halbes Jahr vor Abschluss und Unterzeichnung des Fördervertrags ausgezahlt wurde.

· Dass das geförderte Unternehmen erst im April 2002 (also nach Auszahlung erster BMVIT-Fördermittel in ansehnlicher Höhe!) beim BMVIT die Änderung der bestehenden, für diese Förderung unzureichende Konzession aus 1995 beantragte. 

· Dass eine als Förderungsgrundlage geeignete, geänderte Konzession mangels ausreichender Projektunterlagen auch 2005 (!) noch nicht vorlag. Der Rechnungshof spricht zurecht von dokumentiertem fortgesetzten Gesetzesbruch durch das BMVIT.
· Dass eine eisenbahnbehördliche Baugenehmigung, für die zum Zeitpunkt der Auszahlung erster Fördermittel Anfang 2002 noch das BMVIT zuständig war, für das geförderte Projekt fehlte und auch in den Jahren nach Verantwortungsübergang ans Land bis 2006 von der nunmehrigen Oberbehörde BMVIT nicht nachgefordert wurde.

· Dass das Projekt aufgrund der nicht vorhandenen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Förderungsnehmerin nicht „gefördert“, sondern nur im Umfang der zugewiesenen Förderungsmittel (also mit 100-Prozent-Förderung) überhaupt abgewickelt wurde, die SRB sich aber zugleich örtliche Bauaufsicht, Dokumentation und Verwaltung selbst vorbehalten konnte. Bund und Land mussten daraufhin verspätet aber doch (nach der Vergabe eines Gutteils des Auftrags) zusätzlich eine erneut kostenintensive operative begleitende Kontrolle einsetzen, die weitere Mängel feststellte;

· Dass die Vergabe der Bauleistungen ohne Ausschreibung und auch im einzelnen im klaren Widerspruch zu den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 1997 erfolgte;

· Dass nachträglich eingeholte Gutachten im Rahmen einer Nachprüfung der Preise und Massen das Angebot des Auftragnehmers im Ausmaß zwischen 1,19 Mio. und 1,77 Mio. Euro als überhöht beurteilten. In diesem Zusammenhang wurden in der Folge vom beauftragten Bauunternehmen zwar unentgeltliche Mehrleistungen, jedoch nur im unzureichenden Wert von rd. 0,55 Mill. Euro (= nur 30-40% der überhöhten Beträge) erbracht; bis zu 1,24 Mio sind „versickert“.
· Dass die verspätet eingeschaltete begleitende Kontrolle durch fehlende Planungsunterlagen und unzureichende Dokumentation erschwert worden sei.

· Dass das Bauvorhaben ohne qualifizierte örtliche Bauaufsicht abgewickelt worden sei, es lagen weder Projekthandbücher noch Bautagesberichte und Aufmassblätter vor, womit das Mindestmaß an Aufzeichnungspflichten unterschritten wurde.

Es wurde also über einen langen Zeitraum um sehr viel und teils gesetzwidrig zugesprochenes Steuergeld „irgendwie“ dahingebaut, ohne dass dies die öffentlichen Geldgeber erkennbar interessiert oder gar gestört hätte. 
Das Ergebnis für die SteuerzahlerInnen und potenziellen Bahn-Fahrgäste ist traurig:

Der abschnittsweise Ausbau wurde – unter Verweis auf die formell fixierte Verbindung nach Ungarn – seit Ende der 90er-Jahre angekündigt. Schon 2002 gab es einen politisch prominent beschickten Spatenstich dazu. Die Verkehrsaufnahme Oberwart-Großpetersdorf hatte LH Nießl öffentlich (zB Landtag 26./27.6.2002) für Fahrplanwechsel 2002 (!) angekündigt. Die Betriebsaufnahme soll auch bereits in einem Landes-Verkehrsdienstevertrag Gegenstand gewesen sein, ob schon Steuergeld geflossen ist ist offen. Mehrere Jahre lang wurde auch im offiziellen ÖBB-Kursbuch so getan, als würde die Verkehrsaufnahme unmittelbar bevorstehen und während des laufenden Fahrplanjahrs „gesondert bekanntgegeben“. Auch die öffentliche Ankündigungen der Verkehrsaufnahme durch die ÖBB für „spätestens September 2008“ und dann durch die Burgenländische Landesregierung für „Ende 2009“ blieben ohne Umsetzung. Trotz Millionenzahlungen von BMVIT (und Land) fährt bis heute östlich von Oberwart kein Personenzug. Im Gegenteil, 2010 musste die verrottete Strecke bis Rechnitz sogar für Güterzüge gesperrt werden, für anrainende Unternehmen eine große logistische und finanzielle Herausforderung. 

Nach jahrelanger Untätigkeit trotz Fördermittel-Empfangs wurde die erst 2005 begonnene Sanierung des Ober- und Unterbaus auf den ersten Kilometern Oberwart-Großpetersdorf erst nach Jahren abgeschlossen. Sicherungsmaßnahmen zB für Eisenbahnkreuzungen blieben aus, obwohl das Unternehmen bereits Anfang 2007 (!) öffentlich erklärte, dass „im Jänner 2007 ein modifizierter Antrag auf Erteilung einer Infrastrukturkonzession für diesen Abschnitt beim BMVIT eingebracht“ wurde, nach dessen positiver Behandlung „werden alle Eisenbahnkreuzungen technisch gesichert.“ Im Gegenzug zur um Jahre verspäteten Umsetzung dieses Schritts war 2010 von weiteren Bundes- und Landes-Förderungen von 2 Mio Euro die Rede. Der Rechnungshof hat somit wohl zu Recht (unter anderem) kritisiert, dass Millionenförderungen vom BMVIT „ohne geeignetes Einreichprojekt“ gezahlt wurden, wenn Teile dieses Projekts völlig unkoordiniert umgesetzt werden und zentral notwendige Schritte erst mehrjährig verspätet gegen weitere Extra-Zahlungen begonnen werden. 

Vor der jüngsten Landtagswahl 2010 wurden die SteuerzahlerInnen nochmals ausgesackelt: 
Als im Frühjahr 2010 die trotz saftiger Dauerförderungen nicht instand gehaltene Strecke Großpetersdorf-Rechnitz gesperrt werden musste, half die Öffentliche Hand dennoch einmal mehr großzügig aus. Blitzartig, noch vor dem Landes-Wahltermin, wurde dem Betreiber nochmals im großen Stil öffentliches Geld nachgeworfen: Über den Ankauf einer zweiten bisher im Besitz der SRB stehenden Schienenstrecke (Oberwart-Oberschützen) durch das Land zu einem höchst großzügigen „Freundschaftspreis“ (offenbar 250% des seinerzeitigen Einkaufspreises der damals aber noch nicht verfallenen ÖBB-Strecke), den zusätzlichen Ankauf eines Grundstücks an dieser zweiten Strecke durch ein Landes-Tourismus-Unternehmen und den Ankauf eines weiteren Grundstücks durch eine SPÖ-geführte Anrainergemeinde der gesperrten Strecke nach Rechnitz. 
Im Gegenzug zu diesem Deal sollte die nach unterschiedlichen Medienberichten 0,7 bis 1,5 Mio Euro teure Generalsanierung Großpetersdorf-Rechnitz umgesetzt werden, wobei die punktgenau zum richtigen Zeitpunkt erlangten Grundstücks-etc.-erlöse vom jahrelang säumigen Unternehmen nun auch noch als großzügige „Eigenleistung“ für die Streckensanierung präsentiert wurden!
Auch das BMVIT signalisierte (so der SRB-Geschäftsführer 2010 in einem regionalen Zeitungsbericht) wahltermingerecht plötzlich Zustimmung zu einem großen weiteren Förderungsansuchen aus 2008, obwohl dieses Ansuchen auch 2010 noch unvollständig gewesen sein dürfte, da öffentlich von fehlenden und noch nachzureichenden Unterlagen die Rede war. Das Land hatte zu demselben offenbar unvollständigen Förderungsansuchen eigenen Angaben zufolge dennoch bereits im Juli 2009 einen Vertrag übermittelt!
Alles in allem ein Sittenbild – den Förderungs-Fluss aus BMVIT, aber auch vom Land, konnten die Missstände samt zwei kritischen Rechnungshofberichten nicht stoppen. Es soll in diesem Zusammenhang jedoch auch die Korruptions-Staatsanwaltschaft u.a. in Richtung BMVIT tätig geworden sein.
Für den Weiterbau Richtung Ungarn wurde Medienberichten aus 2010 zufolge ein weiterführendes, erneut rein öffentlich finanziertes Planungsprojekt betrieben. Die im Abschnitt bis Großpetersdorf noch nötigen Infrastrukturinvestitionen sollten nach Plänen aus dem Vorjahr so erfolgen, dass mit Fahrplanwechsel im Dezember 2011 der Personenverkehr aufgenommen werden könnte. 

Nun sieht es danach aus, dass all diese Bundes- und Landes-Steuergeld-Millionen und all diese politischen Anstrengungen und Freundschaftsdienste als „gestrandete Kosten“ abzuschreiben sind und weder 2011 noch später ein Personenzugsverkehr zwischen Oberwart und Großpetersdorf, geschweige denn darüber hinaus oder nach Ungarn, stattfinden wird.
Dieser Millionen-Skandal muss öffentlich bekannt und aufgeklärt werden, die Verantwortlichen im BMVIT und im Land sind für diese Steuergeldvergeudung zur Verantwortung zu ziehen!

Weitere Vorgangsweise:
1. Voller Widerstand gegen die Schließungspläne, zusammen mit den Betroffenen und AktivistInnen aus der Region

2. Parlamentarische Aktivitäten, unter anderem Einbringung einer in der Region gestarteten Petition durch unsere südburgenländische Abgeordnete und Umweltsprecherin Christiane Brunner auch im Nationalrat – das Parlament wird sich mit den Schließungsplänen und den Forderungen befassen müssen. Die Forderungen:
· Aufrechterhaltung des Personenverkehrs Oberwart-Friedberg

· Fortgesetzte Bestellung direkter Pendlerzüge Oberwart-Wien, endlich Bewerbung dazu

· Attraktivierung, damit Erhalt und Ausbau der Anbindung ans internationale Schienennetz, zusätzlich auch Richtung Ungarn/Szombathely
· Umsetzung der teilweise langjährigen Zusagen und Ankündigungen – 90 statt 109 Minuten bis Wien, Sicherungsanlagen auf Stand der Technik bringen, Elektrifizierung
· Besseres Angebot auf und entlang der Strecke, gegebenenfalls auch mit alternativen Bahnanbietern

· Werben für diese Ziele und Forderungen bei allen MandatarInnen aus dem primär betroffenen Großraum Südburgenland-Oststeiermark

3. Wir lassen nicht locker bei der Aufklärung der Missstände a la SRB/Oberwart-Großpetersdorf, die nicht nur im Burgenland die SteuerzahlerInnen viele Millionen Euro gekostet haben: Die Verantwortlichen von BMVIT bis Landesregierung sind zur Aufklärung gefordert!
Eisenstadt, 12.5.2011, Gabriela Moser/Christiane Brunner
Links:

Anfragen der Grünen zum Millionen-Skandal BMVIT-Land-SRB (Oberwart-Großpetersdorf)

http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/J/J_06246/imfname_191898.pdf
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXII/J/J_02637/imfname_035285.pdf
Rechnungshofberichte – Kritik an Privatbahnförderung des Bundes, u.a. betreffend SRB/ Oberwart-Großpetersdorf:

http://www.rechnungshof.gv.at/berichte/ansicht/detail/infrastrukturbeitraege-fuer-die-privatbahnen.html
http://www.rechnungshof.gv.at/berichte/ansicht/detail/infrastrukturbeitraege-fuer-die-privatbahnen-followupueberpruefung.html
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